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 Bildung mit Profil – Hauptschulen zu modernen "Praxis-Schulen" weiter-

entwickeln 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15597 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzender Florian Braun: Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich begrüße 
Sie alle herzlich im Landtag NRW – heute im Fraktionssaal der SPD. 

(Kirsten Stich [SPD]: Es ist auch schön bei uns!) 

– Absolut! Bequeme Stühle; wir wollen uns nicht beklagen. 

Zu Beginn wünsche ich Ihnen – das darf, glaube ich, gerade noch gesagt werden – ein 
frohes neues, gesegnetes und gesundes Jahr 2026. Ich freue mich, dass auch wir als 
Schulausschuss wieder zusammenkommen, und das heute direkt zu einer Anhörung. 

Neben den Abgeordneten begrüße ich vor allem die Sachverständigen herzlich. Vielen 
Dank, dass Sie sich Zeit dafür nehmen, uns heute Rede und Antwort zu stehen, und dass 
Sie uns bereits im Vorfeld schriftliche Stellungnahmen zur Verfügung gestellt haben. 

Da ich sehe, dass zahlreiche erfahrene Kräfte dabei sind, unterstreiche ich Folgendes 
nur in aller Kürze. Sie alle dürfen selbstverständlich davon ausgehen, dass die Stel-
lungnahmen durch die Fraktionen im Vorfeld intensiv zur Kenntnis genommen wurden 
und uns als Grundlage für den weiteren Austausch dienen. 

Deswegen steigen wir direkt mit Fragen aus den Fraktionen ein. Sie werden vernehmen, 
an wen sich die Fragen richten. Diese können sich an Einzelpersonen richten, am An-
fang aber auch an die ganze Runde. Im Nachgang haben Sie wiederum die Möglichkeit, 
auf die jeweiligen Fragen einzugehen. Ich bitte Sie höflich, dass die Länge Ihrer Antwor-
ten im Bereich von 3 Minuten bleibt, damit alle gleichermaßen Redeanteile haben. 

Das erste Fragerecht gebührt der antragstellenden Fraktion der FDP. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Im Namen meiner Fraktion wünsche ich Ihnen allen 
ein gutes neues Jahr. Vielen Dank für die eingereichten Stellungnahmen und dafür, 
dass Sie heute hier sind, uns Rede und Antwort stehen und, indem sie diese Rolle 
übernehmen, etwas mehr zu dem Antrag sagen. 

Meine erste Frage richtet sich an Herrn Christoffer, an Herrn Hilse und an die Herren 
Schmiemann und Hoppen – je nachdem, wie Sie beide sich das aufteilen – und ist 
generell. Mit unserem Antrag wollen wir Hauptschulen als eigenständige Schulformen 
profilieren, statt sie in andere Schulformen wie zum Beispiel Realschulen zu integrie-
ren. Welche Chancen, aber gegebenenfalls auch Risiken sehen Sie bei der in unserem 
Antrag vorgesehenen klaren Schulprofilbildung in unserem gegliederten System? 
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Dennis Sonne (GRÜNE): Liebe Sachverständige, vielen herzlichen Dank für die ein-
gereichten schriftlichen Stellungnahmen. Ich wünsche Ihnen allen ein frohes neues 
Jahr. Noch ist es ja froh und neu, und so lange es das ist, können wir uns das auch 
noch wünschen. 

Die erste Frage richtet sich an Ayla Çelik von der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft NRW und an Sven Christoffer von „lehrer nrw“. Laut des Antrags geht es um 
„Praxis-Schulen“ mit „[…] klarem Auftrag: jungen Menschen reale Chancen auf Aus-
bildung, gesellschaftliche Teilhabe und Selbstbestimmung zu eröffnen.“ Was genau ist 
daran das Eigene? Was ist das Besondere, was es an anderen Schularten nicht geben 
soll? 

Kirsten Stich (SPD): Ich wünsche ein gutes neues Jahr. Vielen Dank dafür, dass Sie 
uns heute als Sachverständige zur Verfügung stehen. 

Meine Frage richtet sich an alle. Wir haben eigentlich ein sehr durchlässiges Schul-
system. Wie kann Ihres Erachtens die Durchlässigkeit des Schulsystems erhalten blei-
ben oder womöglich erhöht werden, wenn eine so spezifische Schulform wie die im 
Antrag angedachte „Praxis-Schule“ implementiert werden würde? Wie kann der Ge-
fahr einer Stigmatisierung entgegengewirkt werden? 

Annika Fohn (CDU): Ich schließe mich den Neujahrswünschen an und danke sehr für 
die eingereichten Stellungnahmen. 

Herr Hilse, Herr Christoffer, fast 90 % der öffentlichen Hauptschulen führen schon ein 
Langzeitpraktikum durch, das im Unterricht vor- und nachbereitet wird. Uns interessiert 
Folgendes: Wo sehen Sie Verbesserungs-, aber vor allem Unterstützungspotenziale, 
gerade für die Lehrkräfte vor Ort? 

Dr. Christian Blex (AfD): Ich bedanke mich für die eingegangenen Stellungnahmen. 
Diese haben wir uns ausführlich angeschaut, und ich habe keine Fragen. 

Vorsitzender Florian Braun: Wir haben vier Fragen gesammelt, und es wurden an 
jeden Einzelnen Fragen adressiert. Wir starten mit der Antwortrunde. 

Arndt Hilse (Karl-Simrock-Schule): Es wurde gefragt, was Hauptschulen ausmacht 
und was die Praxisteile verändern würden. Meine Schulform ist schon seit Langem 
dem Praxisgedanken verpflichtet, was sich im Fächerkanon, in der Qualifikation der 
Lehrerinnen und Lehrer an den Schulen und in der sächlichen Ausstattung spiegelt. 
Schauen Sie sich die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Schulform „Haupt-
schule“ an: Darin finden Sie unter dem Lernbereich „Arbeitslehre“ die Fächer „Haus-
wirtschaft“, „Technik“ sowie „Wirtschaft“ und hohe Praxisanteile, weil das Ziel in dieser 
Schulform eben ist, möglichst den schulischen Anschluss und den schulischen Über-
gang zu sichern. 

Wir tun das in enger Begleitung durch die Arbeitsagentur. Je nach Intensität und Wirk-
samkeit einer Schule gelingt es, bis zu 50 % der Jugendlichen in eine nachschulische 
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Ausbildung bringen und zu vermitteln. An einzelnen Standorten liegt der Wert weit über 
dem Landesdurchschnitt, und es macht Sinn, dort zu schauen, was diese Schulen ab-
gesehen von den besonderen Standortbedingungen besonders macht und inwieweit 
sich Dinge übertragen lassen. 

Frau Fohn, Sie haben nach den Langzeitpraktika gefragt und sprachen von 90 %. Ich 
möchte die Frage sehr differenziert beantworten. An allen Schulformen ist für alle 
Schülerinnen und Schüler in der Sekundarstufe I ein mindestens zweiwöchiges Prak-
tikum vorgesehen. Sie haben den Begriff „Langzeitpraktikum“ verwendet und damit 
einen Fachbegriff aus dem Landesprogramm „Kein Abschluss ohne Anschluss“, aus 
KAoA, angesprochen. Die KAoA-Säule „Langzeitpraktikum“ mit einer Fördermaß-
nahme gilt für einzelne Schülerinnen und Schüler, für eine kleine Schülergruppe und 
in seltenen Fällen auch mal für eine ganze Klasse an bestimmten Schulformen. Wird 
von 90 % Teilnahme gesprochen wird, ist wahrscheinlich die Teilnahme von 90 % der 
Schulen und nicht der Schülerinnen und Schüler des Landes gemeint. 

100 % der Schülerinnen und Schüler des Landes machen aber mindestens ein zwei-
wöchiges Praktikum, und dann hängt es von der Schule ab, wie stark das Praktikum 
im schulischen Kanon verankert ist. Wir wissen aus den Übergangsuntersuchungen, 
die wir schon lange durchführen – wir verfolgen den Werdegang, das Bewerbungsver-
halten von Schülerinnen und Schülern sehr intensiv –, dass die Praktika und darüber-
hinausgehende Praxisanteile an den Schulen die Eintrittskarte in eine Ausbildung sind. 
Die sind an dieser Stelle wirklich unverzichtbar. 

Frau Müller-Rech, Sie fragten nach den Risiken. Nach diesem Punkt will ich mich 
gleich aber auch bescheiden, Herr Braun. Vielen Eltern ist wichtig und viele Eltern 
fragen danach – an dieser Stelle muss aufgepasst werden –, dass die Durchlässigkeit 
gegeben ist. Das betrifft nicht zwingend unbedingt die Durchlässigkeit in der Sekun-
darstufe I, aber es soll klar sein, dass Jugendliche am Ende der Sekundarstufe I auch 
an der Hauptschule die Qualifikation zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe er-
werben können, dass sie auch an unserer Schulform alle Schulabschlüsse erwerben 
können, die an Gesamtschulen, an Realschulen und an Gymnasien am Ende der 
zehnten Klasse vergeben werden. Das ist Eltern wichtig, und dann gibt es auch die 
Situation, dass sich Eltern für diese, für meine Schulform entscheiden, meine Schul-
form oft als Grundschule für Große betrachten, weil das einfach kleine und wirksame 
Systeme sind, und dann froh sind. Bei allen Überlegungen bitte ich also, zu bedenken, 
dass die Möglichkeit, alle an anderen Schulformen möglichen Abschlüsse zu erwer-
ben, in jedem Fall weiter bestehen muss, wenn die Attraktivität dieser Schulform erhöht 
werden soll. 

Ein letzter Punkt. Viele Dinge werden an vielen Standorten schon gelebt, sind dort mög-
lich. Man könnte sicherlich über einen Know-how-Transfer oder ein Best-Practice-Trans-
fer über das, was im Moment schon geschieht, hinaus nachdenken. Schwierig macht es 
zuweilen aber – ich schrieb das auch in meiner Stellungnahme – die Ressourcenfrage. 

Ayla Çelik (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): Ich grüße Sie alle, 
und auch ich wünsche uns allen ein frohes neues Jahr und den Schülerinnen und 
Schüler, für die wir uns immer wieder im Schulaufschluss treffen, ein hoffentlich gutes. 
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Die an mich gerichteten Fragen der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und SPD 
lauteten ungefähr, inwieweit die Möglichkeit, jungen Menschen mit Praxisschulen Teil-
habe zu ermöglichen, schulspezifisch ist. Ich kann nur sagen, dass die Möglichkeit 
nicht schulspezifisch sein sollte. Die Möglichkeit der Teilhabe, also dass Kinder und 
Jugendliche so ausgebildet werden, dass sie Anschluss finden, dass sie gleichberech-
tigte gesellschaftliche Teilhabe leben, gleichzeitig aber ihr Leben selbstbestimmt in die 
Hand nehmen können, hängt auch mit einer beruflichen Ausrichtung zusammen – egal 
in welcher Form, egal für welche Berufe. Wir sehen es als zwingend an, dass alle 
Schulen das als Fokus, zum Ziel haben sollten. 

Damit geht gleichzeitig einher, dass wir aufpassen müssen, dass keine Stigmatisie-
rung stattfindet. Die Hauptschulen leisten das, was sie ausmacht, nämlich tatsächlich 
eine Praxisschule zu sein, sowieso schon mehr oder weniger gut. Wie mein Vorredner 
Herr Hilse gesagt hat, hängt das immer mit den Ressourcen zusammen, die ihnen zur 
Verfügung gestellt werden. Wir müssen aufpassen, dass die Hauptschulen nicht stig-
matisiert werden. Kindern, die auf Hauptschulen gehen, müssen alle Wege offenge-
halten werden, anstatt dass nur die Praxis und Ausbildung fokussiert werden. Das war 
der eine Punkt. 

Der andere Punkt ist natürlich, dass Hauptschulen Gefahr laufen würden, zu einem 
Auffangbecken zu werden – dass sie das sein sollen, habe ich in dem Antrag ein biss-
chen als Subtext gelesen –, sodass es dann einen Hafen gäbe, zu dem die abgeschul-
ten Kinder geschickt werden können. Auch dagegen sind wir vehement, weil es die 
Verantwortung einer jeden Schule ist, die von ihr einmal aufgenommenen Kinder zu 
einem gelungenen Abschluss zu führen und sie nicht abzuschulen. Denn eine Abschu-
lung macht nicht nur etwas mit der Psyche der Kinder und führt zu Brüchen, sondern 
es überfordert auch die Schulen vor Ort, wenn in der fünften, sechsten Klasse nicht so 
viele Kinder sind und in der siebten Klasse plötzlich 100 Kinder aufgenommen werden 
sollen. Woher sollen die Lehrkräfte kommen? Das führt zu einer Dysfunktion des ge-
gliederten Systems. 

So lange es das gegliederte System gibt, werde ich dafür plädieren, dass alle Schulen 
die entsprechenden personellen und finanziellen Ressourcen bekommen sollten, um 
bestmögliche Bildung zu ermöglichen, und dass das nicht ein Spezifikum einer Haupt-
schule sein sollte. 

Wir wissen – das habe ich hier auch so herausgehört –, dass Hauptschulen früher und 
auch jetzt noch tatsächlich überdurchschnittlich Kinder aufgenommen haben bzw. auf-
nehmen, die mit großen Rücksäcken, mit großen Bedarfen kommen. Ich habe in dem 
Antrag nicht lesen können, wie dem entsprochen werden soll, lasse mich von der hier 
anwesenden FDP-Fraktion aber gerne eines Besseren belehren. So lange es das ge-
gliederte System gibt, sollten wir jede Schule fördern. 

Es wird noch ein Punkt genannt. Nach dem bin ich zwar nicht gefragt worden; der ist 
aber zwingend, denn das hängt miteinander zusammen. Das 17. Schulrechtsände-
rungsgesetz hat den Realschulen den Hauptschulbildungsgang ermöglicht. Genannt 
wird, dass durch eine Profilentwicklung der Hauptschulen hin zu Praxisschulen für eine 
Entlastung der Realschulen gesorgt werden würde. – Ich finde, dass die Realschulen 
nicht dadurch am besten entlastet wurden, dass ihnen dieser Hauptschulbildungsgang 
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zugespielt wurde. Ihnen müssten stattdessen die entsprechenden Ressourcen gege-
ben werden. De facto wurden die Realschulen zu Sekundarschulen gemacht, ohne 
dass ihnen die entsprechenden räumlichen, finanziellen und personellen Ressourcen 
zuerkannt werden. 

Ich habe über 20 Jahre mit Kindern gearbeitet hat und wäre eine schlechte Pädagogin, 
wenn ich Kindern tatsächlich eine Entwicklung absprechen würde. Wir nehmen Kinder 
in der fünften Klasse auf bzw. ordnen sie unterschiedlichen Schulformen zu, dabei 
sollte eigentlich doch längst längeres gemeinsames Lernen stattfinden, damit wir sie 
auch ihren Entwicklungen entsprechend fördern können. 

Andreas Tempel (Alexander-Coppel-Gesamtschule): Auch von mir ein gutes Jahr 
an alle; all denen ich schon eines gewünscht habe, wünsche ich es gerne noch einmal. 

Hier steht: Andreas Tempel, Schulleiter der Alexander-Coppel-Gesamtschule. – Ich 
bin aber auch Landesvorsitzender der Gemeinnützigen Gesellschaft Gesamtschule 
NRW, als der ich natürlich auch hier sitze. 

Mein Neujahrswunsch sind möglichst viele Weisheiten und Einsichten für die Politike-
rinnen und Politiker. Ich weiß, dass das ein frommer Wunsch ist. 

Frau Çelik hat wie so oft schon sehr vieles vorweggenommen; ich kann mich dem nur 
anschließen. Es ist aber nicht wie bei Karl Valentin, der sagte: „Es ist schon alles ge-
sagt, nur noch nicht von allen“, sondern ich hätte tatsächlich auch noch ein paar As-
pekte. Solingen ist zum Beispiel eine der Kommunen, in der es keine Hauptschulen 
mehr gibt. Da wird es in Bezug auf den Antrag, dann schon interessant. 

Ich wurde gefragt, ob die Durchlässigkeit erhalten bleibt oder sogar erhöht wird bzw. 
wie es mit dieser aussieht und wie die Gefahr der Stigmatisierung ist. Ich sehe keine 
gesteigerte Durchlässigkeit, sondern auch klar das eben benannte Problem der Ab-
schulung. In einer Kommune wie Solingen, in der es keine Hauptschulen mehr gibt, ist 
klar, wo alle Kinder mit Hauptschulempfehlung möglichst hingehen sollen, nämlich auf 
die Gesamtschulen. Wir haben sozusagen ein komisches Erbe angetreten, dem ich 
mich aber gar nicht aussetzen will. Denn Realschulen haben im Anmeldeverfahren 
schon immer Hauptschüler aufgenommen, weil eben klar war, dass sie abgeschult 
werden können. 

Ich sehe eine große Gefahr der Verfestigung, auch eine Gefahr der Stigmatisierung. 
Ich formuliere das mal sehr zugespitzt: Das ist sehr alter Wein, nämlich, dass Men-
schen, die mit der Hand arbeiten, bitte in einer bestimmten Schulform und junge Men-
schen, die einen gewissen Intellekt haben und auch damit arbeiten sollen, bitte an 
anderen Schulformen ausgebildet werden sollen, in einem recht neuen Schläuchlein. 
Das ist Denken aus dem 19. Jahrhundert, das ich nicht unterstützen kann – um das so 
zugespitzt zu formulieren. 

Von der Enquetekommission wurde als Kompromiss anstatt eines Zweisäulenmodells 
ein Zweieinhalbsäulenmodell vorgelegt, also eins mit inkludierter Hauptschule, was, 
glaube ich – ich kann mich schwach erinnern –, der FDP geschuldet war. Jetzt wird 
noch ein Nebenzweig aufgemacht und in einem zersplitterten Schulsystem eine wei-
tere Zersplitterung vorgenommen, was ich nicht unterstützen kann. Ich wünschte, dass 
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die wenigen greifbaren Ergebnisse der Enquetekommission wenigstens, was das an-
geht, Bestand hätten. 

Ich sagte gerade schon, dass Solingen eine der Kommunen ohne Hauptschulen ist. 
Ich wünsche mir sehr, dass der neue § 15 Abs. 5 aus dem 17. Schulrechtsänderungs-
gesetz umgesetzt würde, und kenne natürlich die Diskussion dazu. Die Schulen, die 
das schon machen, sind schlecht aufgestellt; die haben keine Ressourcen. Ich wün-
sche mir, Verbände würden gemeinsam dafür kämpfen, dass diese Ressourcen da 
hinkommen, wohin sie gehören. Wenn Schulen mehr tun, müssen sie auch entspre-
chend ausgestattet werden, und das ist im Augenblick nicht der Fall. 

Nicht verstehen kann ich, dass es unmöglich sei, nach zwei Lehrplänen zu unterrichten. 
Wir an den Gesamtschulen kriegen das seit Jahrzehnten hin. Man könnte sich ja auch 
mal etwas aus dem Gesamtschullehrplan abschauen oder sagen, dass es jetzt einen 
gemeinsamen bräuchte, anstatt diesbezüglich immer in die Abwehrhaltung zu gehen. 

Ich fasse zusammen: Ich halte es für keine gute Idee, so zu verfahren. Bei Schulent-
wicklung bin ich immer dabei, und die Stellung der Hauptschulen ist unbenommen. 
Aber quasi noch eine weitere Nebenschulform zu schaffen, in der Kinder und Jugend-
liche, die vielleicht nicht so intellektuell sind, untergebracht werden, halte ich für den 
verkehrten Weg. 

Eine Bemerkung zum Abitur an Gesamtschulen kann ich mir nicht verkneifen. Eine 
Studie meines Verbandes hat vor sechs Jahren ergeben, dass 73 % der Jugendlichen, 
die bei uns an den Gesamtschulen in NRW das Abitur ablegen, eine Haupt- oder Re-
alschulempfehlung hatten. Die Durchlässigkeit von der Hauptschule, von der Real-
schule im gegliederten System ist gegeben, aber bei uns bleiben eben alle durchgän-
gig. Bis zur neunten Klasse können sie nicht sitzen bleiben und dann auf das Abitur zu 
steuern. Allen hier, die in der Pädagogik involviert sind, muss ich nicht sagen, wie spät 
manchmal ein Schalter umgelegt und begriffen wird, dass jetzt Gas gegeben werden 
sollte. An anderen Schulformen kommt das in aller Regel zu spät, aber an den Schulen 
des längeren gemeinsamen Lernens kann das gut gelingen. Ich wünsche mir, dass 
dafür weitere Unterstützungen fließen. 

Olaf Schmiemann (Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Berufskollegs in NRW): 
Herzlichen Dank für die Einladung und für die Möglichkeit, Stellung zu nehmen. 

Ich muss etwas vorwegsagen, weil ich immer erst Dinge loswerden muss, die mich 
unruhig machen. Ich bin seit 1999 im Schuldienst, und heute ist der erste Tag, an dem 
wir im Rahmen beruflicher Bildung von Stigmatisierung sprechen. Das macht mich ein 
bisschen unruhig, denn das ist ein Fahrwasser, in das ich nicht kommen möchte. 

Frau Müller-Rech, Sie haben nach Chancen und Risiken gefragt. Wir als VLBS würden 
uns natürlich freuen, wenn Schülerinnen und Schüler an den Berufskollegs – die kom-
men ja meistens aus der Sekundarstufe I – beruflich orientiert sind. Diese Chance 
sehen wir bei der Ausrichtung, verstärkte Praxisphasen einzuleiten. Wer jetzt aber 
glaubt – das muss ich direkt nachschieben –, dass wir den Fachkräftemangel in 
Deutschland lösen können, indem wir die Hauptschulen zu Praxisschulen machen und 
mit einer beruflichen Orientierung versehen, dem sage ich, dass das zu kurz gegriffen 
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ist. Damit werden wir den Fachkräftemangel nicht lösen. Wir brauchen auch die Aus-
zubildenden aus den Gymnasien, aus den Gesamtschulen und aus den Realschulen, 
und die brauchen alle deutlich mehr Praxisphasen. Daher würde es helfen, in allen 
Schulformen Praxisphasen einzuführen. 

Zwar können wir bestimmt prozentual nachweisen, dass der Prozentsatz derer, die 
nach der Hauptschule eine gewerblich-technische Ausbildung starten, deutlich höher 
ist, als der Prozentsatz derer, die vom Gymnasium zur gewerblich-technischen Aus-
bildung kommen, letzter liegt aber eben nicht bei null, und zwar noch lange nicht. Wer 
von der Hauptschule kommt – Herr Tempel, Sie haben es gerade auch gesagt –, macht 
auch Abitur. Das dauert manchmal zwar ein bisschen länger, oft schaffen sie es an 
den Gymnasialschulen aber noch, die Kurve zu kriegen. Wenn das nicht klappt, kom-
men sie zu uns, kriegen bei uns dann die Kurve und machen das Abitur. Die Möglich-
keiten sind also gegeben. 

Wir sehen auch ein Risiko darin, dass wir den schon knappen Markt an Praktikums-
stellen noch einmal fluten würden – das ist vielleicht der falsche Begriff – bzw. den 
Bedarf noch einmal erhöhen würden, wenn wir in der Sekundarstufe I noch mehr Prak-
tika anbieten. In den Berufskollegs sind die Praktikumsphasen erhöht worden. Schü-
lerinnen und Schüler sollen sich in den Berufskollegs nicht mehr orientieren, sondern 
ihre berufliche Wahl festigen. Für die Festigung braucht es zwingend Industrie- und 
Handwerksunternehmen. Schülerinnen und Schüler müssen wissen, ob das, was sie 
sich vorher überlegt haben, die richtige Entscheidung ist. 

Für eine berufliche Orientierung können aber auch die Berufskollegs ausreichen. Ich 
sehe, dass es in den Kommunen viele sehr gut ausgestattete Werkstätten, sehr viele 
Lehrküchen und Ähnliches gibt, die zum Teil leer stehen, weil die Schülerinnen und 
Schüler an den Berufskollegs in die Industrie müssen. Der Aspekt der Vernetzung mit 
den Berufskollegs fehlt mir in dem Antrag ein bisschen. Wenn in die Richtung gegan-
gen werden soll, muss diese aus meiner Perspektive genutzt werden, um nicht noch 
mehr Konkurrenz auf dem Praktikumsmarkt herbeizuführen. 

Frau Stich, Sie haben gerade nach der Durchlässigkeit gefragt. Ich glaube, dass wir 
wissen, dass unser System nicht durchlässig ist. 

(Kirsten Stich [SPD]: Das würden wir uns aber wünschen!) 

Es wäre gut, wenn wir die Durchlässigkeit steigern würden, und dazu gehört für mich, 
dass wir in allen Schulformen breit aufgestellt sein müssen. Es kann bestimmt – ich 
habe das eben schon einmal gesagt – auf die prozentualen Anteile geschaut werden, 
wie die Leute sich weiterentwickeln, und darauf ein Schwerpunkt gelegt werden. Das 
darf aber nicht bedeuten, dass wir das darauf beschränken. Das muss vielleicht ein 
Schwerpunkt sein, darf aber nicht das Einzige sein, was dort gemacht wird. 

Sven Christoffer (lehrer nrw): Danke für die Einladung. 

Frau Müller-Rech, Sie haben danach gefragt, ob ich bezüglich des Antrags eher Chan-
cen oder Risiken sehe. In unserer Stellungnahme sind wir sehr deutlich gewesen: Die 
Chancen überwiegen. Ich führe das auch gerne aus. Ich muss nicht drumherum reden: 
Die Hauptschulen in Nordrhein-Westfalen sind in den letzten Jahrzehnten in schweres 
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Fahrwasser gekommen. Meiner Kenntnis nach hat es in Nordrhein-Westfalen mal über 
700 Hauptschulen gegeben. Inzwischen gibt es nur noch 159 Hauptschulen; Gott sei 
Dank, hat sich diese Anzahl von 159 in den letzten Jahren stabilisiert. Nichtsdestotrotz 
ist es, glaube ich, unbestritten, dass die Hauptschulen heute einen schweren Stand 
haben. 

Das hat sicherlich damit zu tun, dass sich das Schulwahlverhalten der Eltern geändert 
hat. Dahinter steckt ein bisschen der Anspruch, dass möglichst jedes Kind zum Abitur 
geführt werden soll. Ich bin aber nicht sicher, ob das Abitur für alle tatsächlich die 
alleinig seligmachende Botschaft ist – nicht für jedes einzelne Kind und auch nicht für 
die Gesellschaft. Ich kann mich an ein Bonmot von Professor Dollase erinnern, der vor 
einigen Jahren mal gesagt hat: Ich habe keine große Sorge, dass mir nicht irgendwann 
jemand die 500. Doktorandenarbeit zu Mao Tse-tung vorlegt, aber die Sorge, dass mir 
irgendwann keiner mein Dach reparieren kann. Die Sorge treibt mich um. 

Ich bin der Auffassung, dass wir in einer Gesellschaft, in der nur das Abitur zählt und 
Menschen, die kein Abitur machen, Menschen zweiter Klasse sind, nicht glücklich wer-
den. Das ist für mich ein falsches Verständnis. 

Wir haben in der Vergangenheit von der Landesregierung ja auch immer wieder ein 
Bekenntnis zur Hauptschule erfahren. Sehr gefreut hat mich, dass vor zwei Jahren ein 
landesweiter Hauptschultag ausgerufen worden ist. Es braucht aber eben nicht nur 
diese Symbolpolitik, sondern auch Überlegungen dazu, wie wir Hauptschulen konzep-
tionell vorantreiben können. Damit komme ich zu den Chancen, die ich in diesem An-
trag sehe. 

Es wird nicht alles neu erfunden. Das Besondere ist aber, dass versucht wird, etwas 
zu fokussieren und eine neue Wertschätzung für das praktische Lernen herbeizufüh-
ren. Aus meiner Sicht geht das in die richtige Richtung, weil es darum geht, auch mal 
Stärken zu stärken. Wir gehen doch davon aus, dass sich Schülerinnen und Schüler 
an den Hauptschulen zum Teil mit dem klassischen Lernen im Klassenzimmer schwer-
tun und natürlich auch viele Frustrationserlebnisse durchleben. Ich glaube, dass es 
gerade diesen Schülerinnen und Schülern sehr guttun würde, wenn sich die Bewäh-
rung in einem Betrieb durch die Ausweitung von Praktikumszeiten und eine größere 
Gewichtung dieser Praktikumsphasen auf Zeugnissen niederschlagen würde. Ich 
habe es so verstanden, dass diese Absicht hinter dem Antrag steckt. 

(Kopfnicken von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Das hätte auch den positiven Nebeneffekt, dass die Arbeitgeber bei Schülerinnen und 
Schülern, die sich in Ausbildungsbetrieben bewerben, nicht nur sehen, was diese in 
Mathe, Deutsch und Englisch im Klassenzimmer geleistet haben, sondern auch, wie 
diese sich in der Praxis bewährt haben. Das kann möglicherweise ja zu einer grundle-
gend anderen Einschätzung der Qualitäten eines Schülers oder einer Schülerin führen. 
Ich sehe die Chance dieses Antrages darin, in diese Richtung zu gehen. 

Deswegen habe ich wie Herr Schmiemann ein großes Problem mit dem Begriff „Stig-
matisierung“. Dass hier von Stigmatisierung gesprochen wird, kann eigentlich nur den 
Hintergrund haben, dass in unserer Gesellschaft noch lange nicht geglaubt wird, dass 
die Ausbildung und die akademische Bildung gleichwertig sind. 
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Vorsitzender Florian Braun: Herzlichen Dank für die erste Runde. – Wir eröffnen die 
zweite Fragerunde. 

Franziska Müller-Rech (FDP): In der zweiten Fragerunde möchte ich gerne Herrn 
Hilse und Herrn Christoffer etwas fragen. Dabei greife ich etwas auf, was Sie, Herr 
Hilse, eben gesagt und in Ihrer Stellungnahme geschrieben haben. Sie haben auf die 
strukturellen Herausforderungen gerade kleiner Hauptschulen hingewiesen. Gerade 
haben Sie von der „Grundschule für Große“ gesprochen, was ich für ein sehr schönes 
Bild halte. Ich möchte Sie insbesondere zu den Schulleitungskapazitäten und den Res-
sourcen für Schulentwicklung fragen: Welche konkreten Maßnahmen sollten getroffen 
werden, um Hauptschulen organisatorisch und personell zu stärken und eine nachhal-
tige Profilentwicklung zu ermöglichen? 

Jonathan Grunwald (CDU): Das war eine sehr ergiebige, spannende erste Runde an 
einem – das sei mir an dieser Stelle gestattet – besonderen Tag für die Bildungsland-
schaft in Nordrhein-Westfalen: Die ABC-Klassen wurden angekündigt. Mit diesen wer-
den wir für die Qualität im Bildungsbereich und für mehr Chancengerechtigkeit per-
spektivisch einen wichtigen Meilenstein erreichen. 

Ich möchte auf die eingereichte Stellungnahme und die Ausführungen von Herrn Hilse 
Bezug nehmen. Ich fand Ihre Zusammenfassung der einzelnen Bausteine und Ele-
mente, die Hauptschulen heute bereits leisten, um mehr Praxisorientierung im schuli-
schen Alltag zu ermöglichen, sehr interessant. Es gibt Beispiele aus Ihrer Nachbar-
schaft. An der Hauptschule Meckenheim, der Geschwister-Scholl Hauptschule, haben 
durch die „Meckenheimer Garantie für Ausbildung“ 70 % der Schulabsolventen der 
Hauptschule beim Verlassen der Schule bereits einen Ausbildungsvertrag in der Ta-
sche. An der Hans-Dietrich-Genscher-Schule in Wachtberg steht die MINT-Förderung 
im Fokus. Unter den gut 150 Hauptschulen in Nordrhein-Westfalen gibt es viele Wei-
tere, an denen schon exzellente Arbeit geleistet wird und unsere Kinder gut auf die 
nächsten Schritte nach der Schule vorbereitet werden. 

In Ihrer Stellungnahme haben Sie die Orientierungsstufe erwähnt und geschrieben, 
dass eine alternative Organisationsform für die Orientierungsstufe dazu beitragen 
könnte, die Hauptschule als bewährte und tragende Schulform langfristig zu sichern. 
Könnten Sie diesen Gedanken mündlich noch etwas stärker ausformulieren, sodass 
daraus vielleicht ein, um an die Ausführungen von Herrn Tempel anzuknüpfen, frucht-
barer Impuls für unsere Gedanken folgt? 

Dennis Sonne (GRÜNE): Bevor ich meine zweite Frage stelle, weise ich Sie, Herr 
Christoffer, darauf hin, dass Sie meine erste Frage hinsichtlich dessen, was das Be-
sondere ist bzw. was es an anderen Schulen nicht gibt, nicht beantwortet haben. 

Bezogen darauf gehe ich nun direkt auf Ihre Stellungnahme ein. Die Frage dazu richtet 
sich allerdings an Frau Çelik, Herrn Tempel und an Herrn Schmiemann. Herr Christof-
fer schreibt in der Stellungnahme von einer „Aufwertung der Langzeitpraktika“. Unsere 
Fraktion interessiert Folgendes: Warum soll das nur an Hauptschulen gelten, und 
wieso machen beispielsweise Realschulen nicht mit? 
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Kirsten Stich (SPD): Gerade wurde noch einmal die Stigmatisierung angesprochen. 
Es ging mir bzw. uns grundsätzlich darum, dass wir die Durchlässigkeit in Gefahr se-
hen, wenn nur das Thema „Praxis-Schule“ fokussiert wird und nicht alle Schüler, auch 
an den Hauptschulen, in den Blick genommen werden. Ich bin Herrn Hilse sehr dankbar 
dafür, dass er gerade noch einmal auf die vielen Praxismöglichkeiten, die es bereits an 
den Schulen gibt, aufmerksam gemacht hat. Es gibt bereits 10A1-Klassen oder sonstige 
Sachen, bei denen die Schülerinnen und Schüler einmal in der Woche ins Praktikum 
gehen, aber auch die Umsetzung des Ganzen in Noten; das wäre nichts Neues. 

Herr Christoffer, Sie haben gerade darüber gesprochen, dass Sie in diesem Antrag 
große Chancen sehen, auch konzeptionelle. Welche Ressourcen würden dafür benö-
tigt? Welche Auswirkungen hätte dies auf die an Schulen Beteiligten? 

Vorsitzender Florian Braun: Damit haben wir alle Fragen gesammelt, und es wurden 
wieder alle Sachverständigen adressiert. 

Sven Christoffer (lehrer nrw): Frau Müller-Rech, Sie haben nach den Schulentwick-
lungsmöglichkeiten gefragt, und im Grunde genommen haben Sie in Ihrem Antrag 
selbst auf einige wichtige Dinge hingewiesen, die verändert werden müssten. Men-
schen vor Ort müssten mehr Entscheidungsräume eingeräumt werden. Es gibt immer 
wieder tolle Schulentwicklungsvorhaben, die an einigen Schulen pilotiert werden, und 
es müsste einen größeren Spielraum dafür geben, diese auszurollen. Wird da ein 
Schwerpunkt gesetzt, muss aber natürlich immer die Frage gestellt werden, an welcher 
Stelle möglicherweise etwas hintangestellt werden kann. 

Jetzt kann ich beide Fragen miteinander kombinieren: Wie gut Schulentwicklung an 
den Hauptschulen funktioniert, hängt darüber hinaus sicherlich auch davon ab, wie es 
gelingt, in Zukunft mehr Personal für diese Schulform zu gewinnen. Wir alle wissen, 
dass der Lehrkräftemangel an den unterschiedlichen Schulformen unterschiedlich 
stark ausgeprägt ist, und die Schulen der Sekundarstufe I leiden im Moment immens 
unter dem Lehrkräftemangel. Unter den Schulformen der Sekundarstufe I gibt es auch 
noch einen Konkurrenzkampf. 

Natürlich gibt es viele Referendare oder Lehramtsanwärterinnen und Lehramtsanwär-
ter, die sich für Gesamtschulen oder für Realschulen entscheiden, sodass – schauen 
Sie genau hin – die Anzahl der voll ausgebildeten Lehrkräfte an den Hauptschulen im 
Vergleich zu anderen Schulformen deutlich weniger ausgeprägt ist. Eine wichtige Vo-
raussetzung dafür, dass Schulentwicklungsarbeit betrieben werden kann, wäre quali-
fiziertes Personal. Ich meine nicht nur Lehrkräfte, sondern auch die Schulsozialarbeit, 
die Multiprofessionellen Teams, die Schulpsychologie, also all das, was es braucht, 
um eine moderne Schule so auszustatten, dass allen Belangen der Schülerinnen und 
Schüler etwas entgegensetzt werden kann. 

In dem Antrag ist beispielsweise von „Bildungslotsen“ – so formulieren Sie das – die 
Rede. Es soll also der Versuch unternommen werden, mehr Menschen aus dem Be-
rufsalltag in die Schulen zu holen, um die Anbindung an die Praxis besser zu gewähr-
leisten. Die Landesregierung hat mit den Life Teachers ein Programm namens „Fit for 
life“ aufgelegt, mit dem ein ähnlicher Ansatz verfolgt wird. Ich glaube, dass wir uns alle 
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einig sind, dass eine engere Verzahnung zwischen Schulen und Berufen und zahlrei-
chere Berührungspunkte Schulen guttun würden. Hauptschulen könnten von einer in-
tensiveren Einbettung in das schulische Umfeld besonders profitieren. 

Da Herr Sonne seine Frage nun nicht mehr an mich gerichtet hat, ende ich an dieser 
Stelle. 

Vorsitzender Florian Braun: Falls Sie die Antwort aus der ersten Runde nachholen 
wollen, wäre Ihnen das herzlich gestattet. Sie sind aber natürlich frei darin, wie Sie auf 
die Fragen eingehen. 

Sven Christoffer (lehrer nrw): Ich würde es nicht so formulieren wollen, dass es das 
Besondere an anderen Schulformen nicht geben soll. Trotzdem denke ich, dass das 
gegliederte Schulsystem auch deshalb besonders effektiv ist, weil es klare Profile bil-
det. Die Profile dieser drei Schulformen des gegliederten Systems unterscheiden sich 
doch ein Stück weit. 

Während es bei den Gymnasien in erster Linie um die Studierfähigkeit geht, würde ich 
sagen, dass die Realschule eine Schulform ist, die beides gleichzeitig hinbekommen 
sollte: Sie sollte sowohl den Weg für den Anschluss an die gymnasiale Oberstufe aber 
auch den Weg zur Ausbildung möglichst lange offenhalten. Die Realität zeigt doch, 
dass aufgrund der höheren Praxisorientierung an der Hauptschule, die Mehrzahl der 
Schülerinnen und Schüler am Ende des Tages in Ausbildungsberufe und nicht in ein 
Studium oder in die gymnasiale Oberstufe übergehen. 

Keineswegs soll es das woanders nicht geben. Bei unterschiedlichen Schwerpunkten 
können aber natürlich nicht überall die gleichen Ressourcen eingebracht werden. 

Olaf Schmiemann (Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Berufskollegs in NRW): 
Zu den Langzeitpraktika bzw. zu Praktika generell habe ich schon etwas gesagt. Ich 
wünsche mir nicht nur eine Ausweitung auf die Hauptschulen, sondern auf alle Schul-
formen, wobei sich für mich daran folgende Frage anschließt: Wer begleitet das, wenn 
wir das tatsächlich in der Industrie machen? Ich denke erst einmal an die Lehrkräfte in 
den Hauptschulen. Das kann nicht mal eben nebenher begleitet werden. Denn wenn 
man so ein Langzeitpraktikum vernünftig begleiten will, gehen damit ordentliche zeitli-
che Ressourcen einher. Neben den zeitlichen Ressourcen gibt es aber noch einen 
zweiten Punkt. 

Ich habe es eben schon gesagt: Ich kann es mir durchaus vorstellen, solche Langzeit-
praktika oder Praktika in den Berufskollegs durchzuführen. Der zweite Punkt ist aber, 
wer die fachliche Kompetenz hat, wer mit den Schülerinnen und Schülern, wenn sie 
ein Praktikum gemacht haben, die durchlaufenen beruflichen Handlungssituationen 
reflektiert und daraus einen Erkenntnisgewinn ableitet. Mit der Erfahrung als Vater und 
Onkel kann ich Ihnen sagen, dass es keine berufliche Orientierung ist, junge Men-
schen am Gymnasium in der zehnten Klasse für vier oder zwei Wochen in Betriebe zu 
schicken und dann zu sagen, es sei schön, dass sie da gewesen sind. Das ist nicht 
das, was wir in den Berufskollegs uns unter einem Praktikum vorstellen. Bei uns wird 
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sehr viel Zeit darauf verwandt, ein absolviertes Praktikum zu reflektieren und zu über-
legen, was gelernt wurde, was einem das für die Zukunft mitgibt, und das ist nicht mal 
eben nebenbei zu machen. 

Das muss aber wie gesagt in allen Schulformen passieren, damit die jungen Men-
schen, die sich auf den Weg in eine berufliche Ausbildung machen wollen, später auch 
beruflich orientiert in den dualen Systemen ankommen. 

Andreas Tempel (Alexander-Coppel-Gesamtschule): Die Frage bezog sich auf die 
Ausweitung der Langzeitpraktika, die laut diesem Antrag für die besondere Schulform 
„Hauptschule“ vorgesehen ist. Ich spreche für die von mir vertretene Schulform des 
längeren gemeinsamen Lernens. Für diese sehe ich die Langzeitpraktika als ausrei-
chend an, denn sie sind erst vor einiger Zeit ausgeweitet worden. 

Ich schließe mich den Befürchtungen von Herrn Schmiemann an: Wo findet man die 
Praktikumsplätze, wenn das noch ausgeweitet wird? Ich kann mich noch gut daran 
erinnern, dass in Solingen direkt die Zahlen der Firmen einbrachen, die zusätzlich et-
was zur Verfügung stellen wollten, als das vor etlichen Jahren auf den achten Jahr-
gang ausgeweitet wurde. Das war sehr schwierig. Mittlerweile hat sich das eingepen-
delt. Allein aus dem Grund halte ich es schon für ungünstig, die auszuweiten, aber 
auch insgesamt scheint das nicht notwendig zu sein. 

Obwohl danach nicht gefragt worden ist – ich darf ja gerade sprechen –, möchte ich 
zum Ausdruck bringen, dass es mir nicht nur um das Abitur geht, sondern dass die 
Schulen des längeren gemeinsamen Lernens natürlich versuchen, Kinder und Jugend-
liche zum jeweils besten Schulabschluss zu bringen. Ich glaube, dass das allen hier 
am Herzen liegt und wir gerade über die Wege dahin streiten. 

Im gegliederten System gibt es halt den folgenden Fall. Jemand wird vom Gymnasium 
abgeschult, dann gibt es an den Realschulen und an den Gesamtschulen aus ver-
schiedensten Gründen keinen Platz mehr, und dann landet ein Kind auf der Haupt-
schule. Das leisten wir uns in Deutschland tatsächlich, und damit sind wir beim Thema 
„Stigmatisierung“. Nicht die beteiligten Menschen verursachen, sondern das System 
verursacht doch nicht notwendige Bildungsbiografien. Bevor die Hauptschulen versu-
chen müssen, diese Bildungskatastrophe wieder auf die Reihe zu kriegen, wäre es 
doch eigentlich der Weg, es nicht so weit kommen zu lassen und wie an den Schulen 
des längeren gemeinsamen Lernens einen durchgängigen Weg ohne Abschulung hin-
zubekommen. 

Ayla Çelik (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): Die Frage war, in-
wieweit Langzeitpraktika nur für die Hauptschulen und nicht für alle Schulformen ausge-
weitet werden sollten. Die Langzeitpraktika im zehnten Jahrgang sind grundsätzlich zu 
begrüßen, weil sie den Übergang in die Arbeitswelt erleichtern können. Insofern sollten 
sie kein Spezifikum einer Schulform, sondern grundsätzlich das Ziel aller Schulen sein. 

In diesem Zusammenhang würde ich gerne auf die Stigmatisierung eingehen, denn wie 
ich das verstehe, ist falsch rübergekommen. Die Profilierung als Praxisschule darf be-
stehende Ungleichheiten nicht verstetigen, sondern muss kompensatorisch wirken, damit 
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die Hauptschulen nicht als Auffangbecken der abschulenden Schulen stigmatisiert wer-
den. In dem Sinne habe ich das Wort „stigmatisieren“ benutzt – um das klarzustellen. 

Betrachten wir das Ganze bildungspolitisch historisch: Die Logik des gegliederten Sys-
tems hat mitunter auch dazu geführt, dass die Hauptschulen tatsächlich als Restschu-
len stigmatisiert wurden, und das unter anderem – es wurde eben erwähnt –, weil El-
tern ihre Kinder nicht mehr auf Hauptschulen schicken wollten. Das ist ein Teil. Dabei 
leisten Hauptschulen gute Arbeit und bieten – das haben Sie eben geschildert – auch 
alle Abschlüsse an. Deshalb gilt es, Hauptschulen zu stärken. 

Die geforderte Weiterentwicklung der Hauptschule hin zu modernen Praxisschulen, 
erweckt den Anschein, als täten die Hauptschulen das noch nicht. Dabei tun sie es 
schon. Wie gut oder schlecht sie das hinbekommen, hängt von den ihnen zur Verfü-
gung gestellten Ressourcen ab. Diese Wirklichkeit muss benannt werden. 

Damit Hauptschulen ihren Auftrag bestmöglich erfüllen können, müssen verlässliche 
personelle Ressourcen und auch Multiprofessionelle Teams zur Verfügung gestellt 
werden. Dass Hauptschulen in der Wahrnehmung vieler Eltern zu Resteschulen de-
gradiert werden – ich sprach gerade davon, und Sie, Herr Hilse, sagten, das würde 
nicht stimmen –, hängt nicht minder mit der Tatsache zusammen, dass die Kollegin-
nen, die dort unterrichten, bis zum Jahr 2022 nur A12 bekommen haben. Das hat eine 
bestimmte Wertigkeit vermittelt, obwohl diese Kolleginnen gute Arbeit geleistet haben. 
Ich bin froh, dass wir durch Druck bzw. Engagement erreicht haben, dass für alle Lehr-
kräfte A13 eingeführt wurde. 

Ich hoffe, dass das die Frage beantwortet hat. Ich hätte noch viel zu sagen, weiß aber 
nicht, inwieweit ich noch Zeit habe. 

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Vorsitzender Florian Braun: Frau Çelik, Sie hätten die Chance ruhig nutzen können. 

Arndt Hilse (Karl-Simrock-Schule): Frau Müller-Rech und Herr Grunwald, ich möchte 
die Antwort auf Ihre Fragen – die hängen ziemlich eng zusammen – mit einem anderen 
Einstieg beginnen. Herr Schmiemann, Sie haben vorhin gesagt, dass Sie keine weite-
ren Praktika möchten, weil das System die Wirtschaft überfordere. Das sehe ich auch. 
Bei uns ist es so, dass freitags Handwerksmeisterinnen und Handwerksmeister in die 
Schule kommen und mit unseren Jugendlichen arbeiten. Das entlastet das Prakti-
kumsangebot vor Ort, erhöht aber die Praxisanteile. Frau Müller-Rech, ehrlich gesagt 
verstehe ich Ihren Antrag auch so, dass es Ihnen um Praxisanteile geht und über die 
Ausgestaltung nachgedacht werden muss. 

Wir machen das jetzt im dritten Jahr so, und wir stellen fest, dass es das Berufsver-
halten der Jugendlichen beeinflusst. Ich kann jetzt schon im Übergang der letzten 
zehnten Klassen sehen, welche Jugendlichen, die freitags mit welchem Handwerks-
meister gearbeitet haben oder welches andere Berufsfeld kennengelernt haben, einen 
nachschulischen Anschluss gefunden haben. Um so etwas zu organisieren, braucht 
es Zeit. Eine Schule braucht Ressourcen, weil man agil sein muss. 
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Frau Müller-Rech, Sie haben nach Schulleiterkapazitäten für Schulentwicklung ge-
fragt. Ich bin seit 18 Jahren Schulleiter. Für einen anderen Ort, in einem anderen Zu-
sammenhang habe ich zusammengestellt, was ich eigentlich mache. Ich habe heraus-
gefunden, dass ich inzwischen doppelt so viele Aufgaben wie zu Beginn meiner 
Dienstzeit als Schulleiter bewältige. Das hat verschiedene Gründe, aber die Aufgaben-
felder „Inklusion“, „Integration“, „Datenschutz“, „Informatik“ und „Digitalisierung“, die 
uns zugewachsen sind, haben zu einer Verdopplung der Aufgaben geführt. Das kann 
gelöst werden, indem man Menschen aus dem Umfeld gewinnt und sie zu einer erwei-
terten Schulleitung macht sowie indem man selbst etwas effizienter arbeitet. 

Sie, Frau Müller-Rech, haben aber gefragt, was es braucht, und es braucht Ressour-
cen, denn am Ende geht es darum, ein Profil für die Schule zu bilden. Für meine Schule 
kann ich sagen, dass sie ein Profil hat. Deshalb verweigere ich mich der Bezeichnung 
„Resteschule“, weil ich im Wahlverhalten der Eltern sehr klar feststelle, dass es Eltern 
gibt, für die wir die erste Wahl sind. Folgendes ist relativ selten – es ist leider nicht zum 
Trend geworden –, hat mich aber sehr gerührt. Eine Familie, deren Kind eine einge-
schränkte Gymnasialempfehlung hatte, hat gesagt: Ich will, dass mein Kind bei Ihnen 
ist. – Daraufhin habe ich gesagt: Ich vergebe kein Abitur. – Ja, aber wir wollen das 
trotzdem, weil Sie auf die Kinder aufpassen. – Eine Schule braucht also ein Profil. 

Jetzt komme ich zu Ihrer Frage, Herr Grunwald. Sie sprachen die Hans-Dietrich-Gen-
scher-Schule und die Geschwister-Scholl Hauptschule in Meckenheim an. Beide 
Schulen haben ein klares Profil. Schulen, die ein klares Profil haben, haben auch nicht 
die Sorge, in der fünften Klassenstufe keine Eingangsklasse zusammenzubekommen. 
Das ist an Hauptschulen sonst nämlich oft so; es wurde vorhin an anderer Stelle be-
nannt. Es gibt Realschulen, die Schülerinnen und Schüler mit Hauptschulempfehlung 
aufnehmen. Die Realschulen müssen das auch machen: Nach der Rechtsprechung 
muss ein Schulleiter, so lange wie es Platz gibt, Schüler aufnehmen – es sei denn, es 
gelingt, sie in Richtung anderer Stelle zu beraten. Am Ende der Orientierungsstufe ist 
die Situation dann so, dass ein Teil der Schülerinnen und Schüler erwartbar die Orien-
tierungsstufe nicht schafft. Denn es macht einen Unterschied, einen Platz an einer 
Schule zu haben und diesen zu behalten. Zweiteres ist nämlich die große Herausfor-
derung, während das Bekommen, das Haben relativ simpel ist. 

Wir stehen – das steht in dem Antrag, und das habe ich in verschiedenen Stellung-
nahmen gelesen – sowohl an den Realschulen als auch an den Hauptschulen vor der 
Herausforderung, im Laufe der Sekundarstufe I Schülerinnen und Schüler aus anderen 
Schulformen aufzunehmen, und das tun wir. Es gibt Gebietskörperschaften, in denen 
es jeden Schulstandort braucht – zumindest beobachte ich das. Zum Glück sind wir – 
das gilt auch für die von Ihnen benannten Schulen – stabil zweizügig; wir leben kom-
fortabel. 

Ich wünsche mir, dass die Eingangsvoraussetzung, die Mindestschülerzahl in den Ein-
gangsklassen an den Hauptschulen überdacht wird, um diese Schulform zu erhalten. 
Ich habe eine Fantasie; ich deute die nur an. Herr Grundwald, in der Grundschule gibt 
es eine flexible Eingangsstufe und in meiner naiven Vorstellung – ich bin kein Schul-
politiker; ich gehöre nicht zum Ministerium – denke ich mir: Wenn man die fünften und 
sechsten Klassen zusammen betrachtet und als flexible Eingangsstufe der Schulform 
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sieht, ließe sich der Erhalt möglicherweise etwas besser absichern. Für dieses Thema 
sitze ich aber nicht hier; das wird oberhalb meiner Gehaltsklasse entschieden und be-
raten. Sie haben aber danach gefragt, und deshalb habe ich das gerne ausgeführt. 

(Zuruf von Jonathan Grunwald [CDU]) 

Ich komme aber zurück zu Ihrer Frage, Frau Müller-Rech. Ich beobachte, dass sich 
Schulen, Hauptschulen mit einem klaren Profil im schulischen Kontext behauptet und 
in den Regionen Strahlkraft haben, und die von Herrn Grundwald benannten Schulen 
gehören unbedingt dazu. 

Vorsitzender Florian Braun: Wir machen direkt mit Fragen weiter. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Vielen Dank für diese wunderbare zweite Runde. Wir 
haben schon ein paar Ideen, wie wir den Antrag weiterentwickeln werden. Vielen Dank 
dafür. 

Ich bleibe bei den Themen „Praxiserfahrung“ und „Praktika“ und frage dazu Herrn 
Christoffer, Herrn Schmiemann und Herrn Hilse. Wir haben unter anderem vorgeschla-
gen, Praxiserfahrungen und Praxisleistungen auf dem Zeugnis zu bewerten und zu 
würdigen. Das ist eben schon zur Sprache gekommen, und deswegen steige ich nun 
stärker in diesen Themenkomplex ein. 

Welche Voraussetzungen müssen Ihrer Einschätzung nach für das praxisorientierte 
Lernen erfüllt sein? Ich schließe auch mit ein, was Herr Hilse gerade gesagt hat: Dass 
umgekehrt die Handwerksmeister in die Schule kommen, finde ich total klasse. Welche 
Voraussetzungen müssen für dieses praxisorientierte Lernen an Hauptschulen flä-
chendeckend und qualitativ gesichert sein, damit wir die Würdigung auf den Zeugnis-
sen flächendeckend umsetzen können? 

Kirsten Stich (SPD): Herr Tempel hat vorhin auf die Ergebnisse der Enquetekommis-
sion hingewiesen. Herr Tempel und Frau Çelik, inwieweit können die Ergebnisse der 
Enquetekommission mit diesem Antrag in Verbindung gebracht werden? 

Annika Fohn (CDU): Ich richte den Blick auf die zeugnisrelevanten Bewertungen der 
Praxis; wir haben heute schon mehrfach darüber gesprochen. Herr Hilse, Herr Chris-
toffer sowie Herr Schmiemann oder Herr Hoppen, welche Kriterien definieren Sie als 
praxistauglich? Welche Kriterien sind rechtssicher und können landesweit angewendet 
werden? Wie können Zeugnisbewertungen für Praktika damit ermöglicht werden? 

Vorsitzender Florian Braun: Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Dann starten 
wir wieder mit den Antworten. 

Arndt Hilse (Karl-Simrock-Schule): Frau Müller-Rech, Frau Fohn, Sie haben beide 
danach gefragt, wie die Leistungen abgebildet werden können. Für unsere Schule kann 
ich sagen, dass wir für die Bewertung von praktischen Leistungen ein Bewertungskonzept 
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aufgesetzt und diese Bewertungsfelder Schulfächern zugeordnet haben. Unser Fä-
cherkanon ist schon groß genug, und wenn es bei einem DIN-A4-Zeugnis bleiben soll, 
macht es Sinn, die praktisch erbrachten Leistungen den Fächern zuzuordnen. An mei-
ner Schulform gibt es das Fach Arbeitslehre/Wirtschaft. Dem lassen sich Praktikums-
leistungen wunderbar zuordnen – zusammen mit den Dingen, die im Unterricht erarbei-
tet werden. Wenn man sich im Leistungskonzept der Schule darauf verständigt, wie viel 
Prozent der Praxisanteil ausmacht, findet man eine Gewichtung. 

Gleiches gilt für die Reflexion, die Vorbereitung und die Bearbeitung von praktischen 
Leistungen, also von Praktikumsberichten und Dingen, die Jugendliche machen. Diese 
können durch einen Konferenzbeschluss wunderbar im Fach Deutsch verankert wer-
den. Ehrlich gesagt gibt es das an anderen Stellen in Schulen ja auch. In Sport gibt es 
einen Theorie- und einen Praxisanteil und am Ende eine Note. 

Ich bin mir sicher, dass für alle Schulformen für die Praxisanteile eine Lösung, eine 
Zuordnung zu den Fächern überlegt und vereinbart werden kann. Schulen haben ein 
Leistungskonzept, das den Jugendlichen und den Familien transparent deutlich ge-
macht werden kann – auch für die Praxisanteile. So lassen sich auch Praxisanteile 
abbilden. Dann wären Praxisanteile auch keine Satelliten mehr; es wäre nicht mehr 
so, dass die Jugendlichen etwas machen und die erbrachte Leistung keine Konse-
quenz hat. Das ist aber ein Prozess, der im Moment in Schulen stattfindet. Letztlich 
muss jede Schule ein eigenes Leistungskonzept verabschieden, verantworten und 
auch veröffentlichen, damit es für die Eltern transparent ist. 

Es gibt hinreichende Möglichkeiten. Die Verankerung und die Diskussion darüber, wel-
che Dinge in welcher Weise gewertet werden, bereichert Schulen. 

Ayla Çelik (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): Ich danke für die 
Frage, inwiefern die Ergebnisse der Enquetekommission einfließen können bzw. mit 
dem Antrag in Zusammenhang gebracht werden können. Grundsätzlich verfolgt der 
Antrag hehre Ziele. Die Stärkung der Hauptschulen unterstützen wir jederzeit. 

Ich glaube aber, dass es hier lediglich um eine Umetikettierung geht. Denn die bereits 
bestehenden Schulen – ich habe das vorhin schon gesagt – haben Profile, führen Kin-
der zu einem Abschluss. Das hängt aber immer unmittelbar mit den Ressourcen – das 
ist hier sehr plastisch dargestellt worden – zusammen, die ihnen zur Verfügung gestellt 
werden. Das heißt also, dass wir nicht über neue Profile entscheiden sollten, sondern 
darüber, wie Bildungserfolg verstetigt werden kann, und das kann nur mit guten Bedin-
gungen – also mit verlässlichen Rahmenbedingungen, mit multiprofessioneller Unter-
stützung, mit Ressourcen, die sich an den tatsächlichen Bedarfen orientieren – gelingen. 

Der schulscharfe Sozialindex ist wichtig, denn wie ich eingangs gesagt habe kommen 
die Kinder mit unterschiedlich schweren Rücksäcken an den jeweiligen Schulen und 
Schulorten an, und auch dem müssen wir Rechnung tragen. Wenn wir Bildung wirklich 
als präventive Sozialpolitik verstehen wollen, setzt das voraus, dass bei Bildung in 
erster Linie nicht – ich komme noch mal auf die Stigmatisierung zu sprechen – Hu-
mankapital betrachtet wird, sondern Bildung als ein Emanzipationsprozess des 
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Individuums an sich gesehen wird, um herauszufinden, welcher Beruf oder welche 
Ausrichtung des Lebens den eigenen Kompetenzen zuträglich ist. 

Nun komme ich zu der Verbindung. Die Landtagsfraktionen haben sich verständigt, 
und die Feststellung, dass es Chancengleichheit in der Bildung derzeit nicht gibt, freut 
mich. Es hat diese Enquetekommission gegeben, um für alle Kinder mehr Chancen zu 
generieren – unabhängig von den Kindern, unabhängig von ihrer Herkunft. Für mich 
umfasst das Ergebnis drei zentrale Aussagen. Die erste Aussage lautet, dass Bil-
dungserfolg in NRW weiterhin stark von sozialer Herkunft abhängig ist. Der zweite 
zentrale Punkt ist, dass Heterogenität in unseren Klassen der Normalfall und keine 
Ausnahme ist – das habe ich aus dem Bericht herausgelesen. Der dritte Punkt ist, 
dass individuelle Förderung überall dort gelingt, wo dafür Strukturen geschaffen wer-
den. Wenn ich diese drei Punkte zusammennehme, muss ich feststellen, dass in der 
Enquetekommission der letzte Schritt leider nicht gegangen wurde, nämlich das jetzige 
System dahin gehend zu hinterfragen, ob es insgesamt diese drei Aspekte, die der 
Kommission fraktionsübergreifend so wichtig waren, erfüllt. Das ist die Hauptfrage. 

Lernen ist ein hochspezifischer Prozess, denn die Kinder kommen mit unterschiedli-
chen bereichsspezifischen Kenntnissen und bringen unterschiedliche Lerntempi mit 
usw. – ich könnte das noch ausweiten. Wenn wir also annehmen, dass Lernen hoch-
spezifisch, individuell ist, muss jede Schule jedes Kind individuell in den Fokus neh-
men. In dem Moment, in dem wir das tun, müssen wir weder von unterschiedlichen 
Schulformen noch von sonst etwas reden, sondern dann müssen sich die Schulen 
nach dem Kind richten und gucken, was für das Kind das Beste ist. Wenn für das Kind 
ein praktischer Abschluss, egal welcher, den Kompetenzen entspricht, sollte das Kind 
zu diesem geführt werden. 

Andreas Tempel (Alexander-Coppel-Gesamtschule): Ich schließe mich meiner Vor-
rednerin vollumfänglich an und gewichte noch den einen oder anderen Aspekt. Es wurde 
nach der Verbindung zwischen der Enquetekommission und diesem Antrag gefragt. 
Folgendes ist auffällig: Als eines der wenigen Ergebnisse konnte sich darauf geeinigt 
werden, nicht wie in Hamburg ein Zweisäulenmodell, sondern ein Zweieinhalbsäulen-
modell – ich nenne ich das mal so, auch wenn das nicht ausdrücklich im Bericht steht – 
zu favorisieren. Das heißt, dass die Hauptschulen noch inkludiert sind. Jetzt quasi 
noch eine weitere Schulform hinzuzufügen oder Hauptschulen A und B einzuführen, 
würde daraus wie am Anfang erwähnt ein Zweidrittelmodell machen. Ich wünsche mir, 
dass die vereinbarten Ergebnisse mit diesem minimalen gemeinsamen Nenner we-
nigstens insoweit Bestand haben und sich nicht etwas Neues ausgedacht wird. 

Die Schulbiografien von Schülerinnen und Schülern in diesem Land sind nicht gut – ich 
drücke es vorsichtig aus. Es besteht dringender, entschiedener Reformbedarf, und der 
ist mit diesem Antrag nicht zu beheben. John Hattie hat gesagt – das kann nachgelesen 
werden; ich habe mir das nicht ausgedacht –, dass er dieses System für das Schlech-
teste halte, das er kenne. Wir aber versuchen, so weiterzumachen und sozusagen den 
zigsten Schlauch an dieses System – ich denke an ein Krankenbett – anzuhängen. 

Ich habe es noch nicht ausdrücklich gesagt habe, meine es aber genauso: An den Haupt-
schulen wird natürlich hervorragende Arbeit geleistet. Die Kolleginnen und Kollegen 
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müssen sich das ein oder andere Bein mehr ausreißen, um ihre Kinder zu dem zu 
bringen, was sie verdienen. Das ist unbedingt anzuerkennen, und steht für mich nicht 
infrage. Sie tun es schon, und dass noch etwas Neues gemacht werden muss, um das 
hinzubekommen, bezweifle ich. 

Olaf Schmiemann (Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Berufskollegs in NRW): 
Zur Bewertung des Praktikums, zur Schwierigkeit, ein Praktikum inhaltlich, fachlich zu 
bewerten, habe ich eben schon etwas gesagt. Das ist nicht trivial. Ich habe Maschi-
nenbau und Fertigungstechnik auf Lehramt für die Sekundarstufe II studiert. An meiner 
Schule wird Deutsch bis zum Abiturniveau unterrichtet. Ich würde keine Interpretation 
gerne bewerten wollen, auch wenn ich an der Schule arbeite. Dementsprechend würde 
ich es relativ schwierig finden, ein Ergebnis in einem Praktikum zu bewerten, wenn ich 
die fachlichen Voraussetzungen dafür nicht erfülle. Ich sehe an dieser Stelle große 
Schwierigkeiten. 

An meiner Schule, um als Schulleiter zu sprechen, gibt es Lehrkräfte für Elektrotech-
nik, Fahrzeugtechnik, Metalltechnik und Hauswirtschaft, und die können beurteilen, 
von welcher Qualität die von Schülerinnen und Schüler abgelieferten praktischen Ar-
beiten sind. Ich dagegen kann das nicht. Das können auch keine Externe machen, 
sondern das muss aus Schule kommen. An Berufskollegs ist es festgelegt, die Bewer-
tung im Bildungsgang abzusprechen. Ich sehe in der Bewertung eine große Gefahr. 

Ich erlaube mir, weil ich es eben vergessen habe, einen kurzen Nachsatz zu den Bil-
dungslotsen. An den Berufskollegs gibt es die Übergangslotsen, und wir haben uns 
damals schon gefragt, wie wir diese Stellen besetzen sollen. Das sind hochqualifizierte 
Leute mit DQR 6. Das führt zu großen Problemen an den Berufskollegs. Sollte es dazu 
kommen, dass Bildungslotsen in der Sekundarstufe I gebraucht werden, sind die Be-
rufskollegs gerne bereit, einen Bildungsgang „Fachschule für Bildungslotsen“ einzu-
richten und die entsprechenden Leute auszubilden – das richtet sich an Frau Müller-
Rech, also an die FDP, und an alle anderen Parteien. Wir wären auf jeden Fall dabei; 
wir können das. Da gibt es auch das nötige Know-how, um Jugendliche im Praktikum 
zu begleiten. Die kommen alle aus der Industrie und aus dem Handwerk, wissen, wo-
von sie reden, und können, glaube ich, gut dahin gehend beraten, was es heißt, in die 
Industrie oder ins Handwerk einzusteigen. 

Sven Christoffer (lehrer nrw): Erlauben Sie mir anschließend an die Ausführungen 
von Frau Çelik eine kurze Vorbemerkung, bevor ich auf die Fragen eingehe. Ich glaube 
auch, dass wir uns um die Zukunft der Hauptschulen keine Gedanken machen müss-
ten, wenn die Empfehlungen der Enquetekommission, nämlich dass die besten Lehr-
kräfte und die meisten Ressourcen – damit sind auch finanzielle Ressourcen ge-
meint – an den schwierigsten Schulstandorten eingesetzt werden müssen, umgesetzt 
werden würden. Dem ist aber nicht so. 

Zu den Fragen. Ich pflichte Herrn Hilse bei: Die Hauptschulen haben, glaube ich, Kri-
terien, Kataloge, nach denen sie die Praktikumsleistungen bewerten, die dann entweder 
in das Fach Deutsch oder in den WP-Bereich einfließen. Es muss also nichts Neues 
aufgestellt werden. Die Problematik ist wahrscheinlich folgende: Wenn der Praktikums-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 21 - APr 18/1111 

Ausschuss für Schule und Bildung  13.01.2026 
89. Sitzung (öffentlich) jae 
 
 
bericht zum Beispiel in die Deutschnote einfließt, wird wieder eine theoretische Lern-
leistung erbracht und möglicherweise auch bewertet, wie die Formulierung und der 
Aufbau des Praktikumsberichtes sind. Dann lässt sich nicht unbedingt erkennen, wie 
sich der Schüler, die Schülerin im Praktikum bewährt hat. 

Der Antrag geht in die Richtung, dass die Schülerinnen und Schüler in Zusammenar-
beit mit den Betrieben auch dahin gehend benotet werden sollen, wie sie sich dort in 
der Praxis bewährt haben. Wenn das in irgendeiner Form auf dem Zeugnis abgebildet 
werden würde, sei es in Form einer eigenständigen Note oder in Form eines Fließtexts, 
würde das möglicherweise auch dazu führen – das habe ich eingangs schon mal ge-
sagt –, dass potenzielle Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber über die Schülerinnen und 
Schüler mehr Informationen bekommen, die über deren theoretischen Lernleistungen 
hinausgehen. Insofern geht es nur darum, mal zu überlegen, wie die Bewährung in der 
Praxis stärker nach außen getragen werden kann. 

In meiner Stellungnahme habe ich auf das sogenannte Praxislernen hingewiesen, das 
in Brandenburg betrieben wird. Ich habe zehn Jahre lang an einer Schule gearbeitet, 
die dieses Konzept übernommen hat. Das Konzept „Praxislernen“ unterscheidet sich 
ein Stück weit von den Langzeitpraktika. Während der Schüler beim Langzeitpraktikum 
vor allem Einblick darin erhält, worum es in einem Beruf geht, geht es beim Praxisler-
nen eher darum, dass der Schüler im Idealfall den Zusammenhang zwischen dem, 
was er in der Schule lernt, und dem, was im echten Leben von ihm gefordert wird, 
erkennt. Wir haben den Schülerinnen und Schülern für die Fächer Deutsch, Mathe und 
Englisch Aufgaben aus dem WP-Bereich mit in die Betriebe gegeben, die sie vor Ort 
lösen mussten. Das ist zwar sehr aufwendig gewesen, hat aber sicherlich dazu ge-
führt – das haben wir beobachten können –, dass den Schülerinnen und Schülern die 
Bedeutung dessen, was man in der Schule in der Theorie lernt, für das Leben deutli-
cher wurde. Es könnte darüber nachgedacht werden, ob man diese Elemente des Pra-
xislernens aus Brandenburg nicht womöglich einbeziehen will. 

Vorsitzender Florian Braun: Es gibt weitere Fragen. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Ich habe noch eine Frage an Herrn Hilse und Herrn 
Christoffer zum Thema „pädagogische Freiheit und Schulbudgets“. Das ist heute auch 
schon angeklungen, und wir fordern das in diesem Antrag – das muss gesagt werden – 
auch mal wieder. An den Schulen, die das schon in kleinem Rahmen machen, sehen 
wir, welche Wirkung das entfalten kann. Wir sehen großes Potenzial darin, den Schu-
len mehr Schulbudget zur Verfügung zu stellen, mit dem die Hauptschulen zum Bei-
spiel ihre Praxisorientierung noch stärker ausbauen können. Welche Wirkung kann 
das konkret entfalten? Können Sie uns Beispiele – Herr Christoffer von seinem Ver-
band und Herr Hilse von seiner Schule – nennen? 

Kirsten Stich (SPD): Dreh- und Angelpunkt für die Ausbildungsplatzsuche ist zu-
nächst einmal natürlich der Schulabschluss. Darüber sind wir uns sicherlich alle einig. 
Wir wissen, welche großen Lücken bei den Basiskompetenzen bei vielen Schülerinnen 
und Schülern bereits jetzt bestehen. Welche Auswirkungen hätte so eine sehr starke 
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Praxisorientierung grundsätzlich auf die Kompetenzvermittlung der Basiskompetenzen 
an den Schulen? Die Frage richtet sich an Frau Çelik und Herrn Tempel und, weil er 
mich so anguckt, auch an Herrn Hilse. 

(Heiterkeit) 

Arndt Hilse (Karl-Simrock-Schule): Danke, Frau Stich. Ich fange mit Ihrer Frage di-
rekt an, weil die noch so virulent und offen ist. Ich habe vorhin gesagt, dass die Schul-
form „Hauptschule“ durch den Fächerkanon ohnehin viele Fächer mit hohen Praxisan-
teilen vorsieht. Ich habe auch erzählt, dass wir freitags die Handwerksmeister in die 
Schule holen und dass der gesamte achte Jahrgang mit Fachkräften aus der Wirt-
schaft arbeitet. So ist das bei mir. 

(Kirsten Stich [SPD]: Bei Ihnen ist das so!) 

Falls Sie sich fragen, woher die Stunden kommen: Ich habe alle praktischen Fächer 
an dem Tag zusammengelegt, und das spiegelt die zeitliche Ressource, die durch den 
Fächerkanon gegeben ist. Man kann das tun, wenn man kreativ genug ist. 

Wie die Basiskompetenzen „Lesen“, „Rechnen“ und „Schreiben“ abgesichert werden 
können, beschäftigt alle Schulformen. Ich habe gestern die Einladung erhalten, dass 
sich alle Hauptschulen des Regierungsbezirks Köln zur Absicherung an dem Vorhaben 
„Mathe sicher können“ beteiligen werden. Die meisten von uns haben mittlerweile die 
Anzahl der Stunden für die Fächer Deutsch und Mathe erhöht. Wir haben die Haupt-
fächer in den fünften und sechsten Klassen doppelt besetzt, um Kompetenzen, die 
nicht in allen Fällen von der Grundschule oder, bei einem Zuzug, aus anderen Ländern 
mitgebracht worden sind, aufzufangen und abzusichern. Ihre Frage war, ob man das 
vereinen kann, und ich denke, dass man das kann. 

Frau Müller-Rech, ich komme zu Ihrer Frage, wie man so etwas finanziert. Möchte man 
Vorhaben wie den Praxistag, den wir freitags durchführen, umsetzen, ist der Finanz-
bedarf, auch wenn wir viel über Fördervereine, die Ehrenamtspauschale und die 
Übungsleiterpauschale machen, für eine zweizügige Schule fünfstellig. Ich als Schul-
leiter habe es immer als meine vornehmste Aufgabe gesehen, Drittmittel und Geld zu 
besorgen. Das fällt aber nicht immer leicht. Die Geldsumme, die ich jedes Jahr für das 
Schulgeschehen auftreiben, besorgen, beantragen, wie man das auch immer nennen 
möchte, muss, liegt meistens zwischen 40.000 Euro und 50.000 Euro – je nach unse-
ren Vorhaben. Diese Ressourcen braucht man als Schule, auch wenn man damit spar-
sam und kreativ umgehen will, und auch das bindet Zeit. 

Es braucht auch einen agilen Förderverein – das habe ich in meiner Stellungnahme 
geschrieben –, der das Ganze begleitet, weil es ohne steuerrechtlich nicht geht. Dann 
wird der Förderverein auch noch Arbeitgeber von Übungsleitern. Das ist nicht ganz 
ohne. Zu einer agilen Schule – zur Agilität gehört die Bildung eines Profils, um einen 
Schulstandort abzusichern – gehört aber auch Engagement. 

Ayla Çelik (Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft NRW): Die Basiskompe-
tenzen bilden die Grundlage der Bildungsbiografie eines Kindes. Insofern würde ich 
deren Vermittlung nicht nur der Hauptschule zuschreiben, sondern diese grundsätzlich 
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an der Grundschule und sogar in der frühkindlichen Bildung verankern. In der frühkind-
lichen Bildung geht das über Sprach-Kitas. Ich komme darauf zurück, dass die Spra-
che der Schlüssel ist, um überhaupt etwas zu verstehen, um Bildung aufnehmen zu 
können. Insofern ist das für mich ein Prozess, der in der frühkindlichen Bildung anset-
zen und in der Grundschule gestärkt werden müsste. 

Heute wurde schon genannt, dass ein Jahr vor der Grundschule jetzt die ABC-Klassen 
eingeführt werden, um den Kindern, die nicht über entsprechende Sprachkompeten-
zen verfügen, ein Jahr lang eben diese Kompetenzen zukommen zu lassen. Ich finde 
das sehr gut. Das ist auch zielführend, gerade nachdem in den letzten zwei Schuljah-
ren gesagt wurde, dass das Schreiben, das Lesen, das sinnentnehmende Verstehen 
gestärkt werden müssten. 

(Zuruf von Kirsten Stich [SPD]) 

Das ist die Grundlage, und ist es die logische Konsequenz, das jetzt so zu machen. 

In Zeiten von eklatantem Fach- und Lehrkräftemangel die Basiskompetenzen stärken 
zu wollen, wirft gleichwohl natürlich die Frage auf: Woher kommen die Fachkräfte, die 
Lehrkräfte? Ich finde, dass das ein sehr gutes Konzept ist, aber – das ist auch die 
Wahrheit – jedes gute Konzept bleibt natürlich wirkungslos, 

(Zuruf von Kirsten Stich [SPD]) 

wenn es vor Ort nicht die Köpfe, nicht die Menschen gibt, um das umzusetzen. 

Genauso ist es mit der im Antrag formulierten Stärkung. Stärkung muss, ohne neue 
Etikettierungen zu finden – ich wiederhole mich –, jeder Schule angedeiht werden, und 
zwar unabhängig von der Schulform. Denn alle haben das Ziel, jedes Kind zu stärken, 
dafür zu sorgen, dass jedes Kind seine Kompetenzen entfalten kann. 

Weil wir in einer Mangelverwaltung – so nenne ich es einfach mal – nicht die entspre-
chenden Lehrkräfte, Fachkräfte haben, gilt umso mehr, zu gucken, wie wir das System 
entlasten können. Ich bin also wieder bei der Entlastung angekommen. Wie wir die 
Lehrkräfte, die jetzt im Bestand sind, die Fachkräfte, die jetzt in den Kitas arbeiten, so 
entlasten, dass sie tatsächlich für die Stärkung der Basiskompetenzen da sind, ist der-
zeit eine Herkulesaufgabe. 

Andreas Tempel (Alexander-Coppel-Gesamtschule): Ich könnte da direkt einset-
zen, denn dem darf ich mich als Schulleiter täglich stellen. 

Die Frage an mich habe ich zugespitzt wie folgt aufgeschrieben: Praxisorientierung ver-
sus Langzeitpraktika. Schon beim Schreiben habe ich gemerkt, dass dieser Gegensatz 
wahrscheinlich überhaupt nicht intendiert war; darum geht es nicht. Intendiert war wahr-
scheinlich, dass unter Umständen Zeit verloren geht, die für die Schulung von Kern- und 
Basiskompetenzen, was Frau Çelik gerade beschrieben hat, mindestens genauso wich-
tig ist. Das darf natürlich nicht passieren; das eine ist so wichtig wie das andere. 

Um in der Praxis anzukommen, ist wichtig, die entsprechenden Schlüsse zu ziehen. 

(Zuruf von Kirsten Stich [SPD]) 
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Jugendliche müssen begreifen, ob es in Richtung des Handwerks gehen soll oder ob 
sie eine duale Ausbildung oder ein duales Studium machen möchten, wofür sie dann 
das Abitur brauchen. Über diese Dinge müssen sie sich klar werden. Vorgeschaltet 
müssen die Kompetenzen dramatisch verbessert werden, sonst klappt das nicht. Wie 
heute verkündet ABC-Klassen einzurichten, ist der richtige Schritt. Denn in der tägli-
chen Praxis erlebe ich, dass das nicht mehr so funktioniert, dass alles andere funktio-
nieren kann. 

Herr Hilse hat gerade beschrieben, wie er das an seiner Schule hinkriegt, ich könnte 
beschreiben, wie wir das an unserer Schule hinbekommen, und Herr Christoffer hätte 
dazu wahrscheinlich eine dritte Erzählung. Das Verrückte ist aber ja, dass wir alle ver-
suchen, angesichts dieser knappen Ressourcen irgendetwas hinzubekommen. Das 
läuft nicht richtig; 

(Zuruf von Kirsten Stich [SPD]) 

es müsste mehr gesteuert werden, damit wir gleiche Voraussetzungen haben und es 
nicht vom Zufall abhängig ist, also davon, ob ein Schulleiter sehr engagiert ist, ob er 
die entsprechenden Kontakte knüpfen kann oder nicht 

(Kirsten Stich [SPD]: Genau!) 

oder ob eine Schule im Speckgürtel, wo die entsprechenden Fabrikanten sind – dann 
ist alles wunderbar –, liegt. Wenn Deutsch, Englisch, Mathe gestärkt werden sollen, 
kriegen wir das durch Zusatzstunden hin, dafür muss aber woanders gekürzt werden. 
Solche Dinge sind bekannt. Das ist nicht schön. 

Zur Stärkung der beruflichen Aspekte an Gesamtschulen. Unsere Gesamtschule ist 
eine Kooperation mit der Strahlemann-Stiftung in Heppenheim eingegangen und hat 
eine Talent Company eingerichtet. Das lief so ab, wie Herr Hilse es beschrieben hat. 
Ich befand mich in der Situation, dass ich in Solingen 50.000 Euro einwerben sollte, 
um diesen Raum ausstatten zu können, um die Firmen an Bord zu holen. Das haben 
wir zwar sehr schnell geschafft, das ist aber eben von Zufällen abhängig. Mittlerweile 
gibt es diese Talent Companies in Deutschland ungefähr fünfzigmal. Die Stiftung sitzt 
in Südhessen, also nicht mal in NRW, und versucht zu helfen. 

Dass jeder sich seinen Weg suchen muss, finde ich schwierig und nicht hinnehmbar. 
Es muss mehr gesteuert werden, indem entsprechende Ressourcen zur Verfügung 
gestellt werden, damit es Schülerinnen und Schülern ermöglicht wird, bei den Basis-
kompetenzen, aber auch in allen anderen Bereichen, über die wir gesprochen haben, 
einen Lernzuwachs zu erreichen. 

Sven Christoffer (lehrer nrw): Es wurde nach den Schulbudgets gefragt. Die En-
quetekommission hat schon längst die Empfehlung ausgesprochen, Schulbudgets zur 
Verfügung zu stellen. Insofern ist für mich unstrittig, ob das sinnvoll wäre. Das wäre 
sicherlich sinnvoll. Frage ich die vielen Schulleitungen in meinem Verband, ob sie in 
der Lage wären, Schulbudgets sinnvoll zu verausgaben, oder ob sie damit Probleme 
hätten, bekomme ich nie die Antwort, dass sie damit ein Problem hätten. Insofern ist 
völlig klar, dass es ein weiteres wichtiges Instrument für Schulentwicklungsarbeit wäre, 
wenn man die Expertinnen und Experten vor Ort eigenverantwortlich priorisieren lassen 
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würde, wofür Gelder in die Hand genommen werden, um Schulentwicklungsarbeit zu 
betreiben, um Expertise in die Schule zu holen. 

Ich nenne eine letzte Einschränkung: Schulbudgets müssen verwaltet werden, und es 
muss sich darüber unterhalten werden, wer das tut das. Ich glaube, dass Herr Hilse 
wahrscheinlich keine große Leidenschaft dafür hätte, auch noch die Administration zu 
übernehmen. Diese Frage muss immer mitgedacht werden, aber erst als Zweites. Zu-
erst ist die Frage zu beantworten, ob Schulbudgets sinnvoll sind oder nicht. Die Rück-
meldungen in meinem Verband lauten: Schulleitungen würden wissen, was sie damit 
tun. 

Vorsitzender Florian Braun: Mit Blick auf die Uhr bedanke ich mich herzlich bei Ihnen 
für den guten Austausch und für die Zeit, die Sie investiert haben. Ich glaube, dass wir, 
die Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete einige Eindrücke und Impulse mitnehmen 
können, und so soll es sein. Wir werden die Ergebnisse in einer der kommenden Aus-
schusssitzungen auswerten und im weiteren Prozess rund um den Antrag und sicher-
lich auch bei anderen Initiativen berücksichtigen. 

Ich schließe die heutige Sitzung und wünsche Ihnen einen guten Heimweg oder einen 
guten Weg dorthin, wohin es jetzt noch für Sie geht. 

(Beifall) 

gez. Florian Braun 
Vorsitzender 
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